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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Dank einer Änderung im Bundesgesetz über die Regionalpolitik sollen künftig auch in
beschränktem Ausmass A-Fonds-perdu-Beiträge an kleine Infrastrukturvorhaben
gesprochen werden können. Bisher war es im Rahmen der NRP nur möglich,
zinsgünstige oder zinslose Darlehen für die Finanzierung von Infrastrukturvorhaben zur
Verfügung zu stellen. Der Bundesrat argumentierte, dass dank der Änderung auch kleine
Infrastrukturvorhaben in Randregionen – ländliche Regionen, Berggebiete und
Grenzregionen – realisiert werden könnten, die für die investierenden Projektträger nur
kleine Cashflows generieren würden, jedoch für die Region einen wichtigen
kommerziellen Nutzen bildeten. Profitieren von den nicht zurückzahlbaren Beiträgen
sollen Infrastrukturvorhaben im ganzen Perimeter der NRP, welche nicht
Basisinfrastrukturen darstellen und die Kriterien erfüllen, welche der Bundesrat mit den
betroffenen kantonalen Fachstellen im Nachgang an die Revision ausarbeiten wird. Der
Beitrag des Bundes pro Projekt soll zudem auf maximal CHF 50'000 gedeckelt werden.
Die Änderung, welche im Zuge des NRP-Mehrjahresprogramms 2024-2031 erfolgen soll,
gehe gemäss Bundesrat auf ein Postulat Brand (svp, GR; Po. 15.3228) und dessen
anschliessende Pilotmassnahmen zurück. 

Die entsprechende Vernehmlassung, welche von Juni 2022 bis Oktober 2022
durchgeführt worden war, sei gemäss Bundesrat grossmehrheitlich positiv ausgefallen.
Dies zeigte sich unter anderem daran, dass 25 Kantone die Vorlage begrüssten und den
Anpassungen zustimmten. Ablehnend zur Vorlage äusserten sich die SVP und die FDP,
der Kanton Zug sowie der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse. Sie waren der
Meinung, die nationalen Fördermassnahmen müssten nicht ausgebaut werden und falls
dennoch Bedarf an Förderung bestehe, stünden hier die Kantone in der Verantwortung.
Die SVP war gar der Meinung, auf die NRP sei aus demselben Grund gänzlich zu
verzichten. Hingegen stellten der Schweizerische Baumeisterverband sowie Infra Suisse
in der Vernehmlassung die Forderung, die Maximalbeiträge zu erhöhen. Die SP und
mehrere Umweltverbände verlangten indes, dass zusätzliche Umweltvoraussetzungen in
den Kriterienkatalog aufgenommen werden. Auch diese Forderungen fanden beim
Bundesrat jedoch keinen Anklang, er nahm sie nicht in die Vorlage auf. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.2023
MARCO ACKERMANN

In der Sommersession 2023 behandelte der Nationalrat die Änderung des
Bundesgesetzes über die Regionalpolitik. Mit der Anpassung soll ein neues Instrument
geschaffen werden, um kleine Infrastrukturprojekte – vor allem im touristischen
Bereich – in ländlichen, alpinen und peripheren Regionen mit A-Fonds-perdu-
Beiträgen von je maximal CHF 50'000 unterstützen zu können. Die vorberatende WAK-
NR hatte zuvor mit 14 zu 10 Stimmen beantragt, auf den bundesrätlichen Entwurf
einzutreten. Die bestehende Lösung mit zinslosen oder zinsgünstigen Darlehen habe
sich für diese Art von Infrastrukturen nicht bewährt, da diese zu wenig Cashflow
generierten. Beiträge des Bundes, die nicht zurückzubezahlen sind und mit dieser
Vorlage eingeführt werden sollen, seien deshalb besser geeignet, um kleinere Projekte
zu fördern, so die Kommissionsmehrheit. 

Bundesrat Guy Parmelin zeigte im Rat die Vorteile von solchen Beitragszahlungen auf
und verwies dazu etwa auf entsprechende Pilotprojekte, die sich bewährt hätten.
Kommissionssprecher Markus Ritter (mitte, SG) erläuterte im Rat zudem, dass bei der
Auswahl der zu unterstützenden Projekte die NRP-Fachstellen klare Kriterien anwenden
würden, welche vom Bundesrat in einer Verordnung zu definieren sind. Die Kosten
dürften sich pro Jahr auf maximal CHF 1.5 Mio. belaufen und würden einen
regionalwirtschaftlichen Nutzen für viele Akteure generieren. Die dazu zu
verwendenden Mittel belasteten den Bundeshaushalt zudem nicht zusätzlich, da sie aus
mit dem bestehenden Fonds für Regionalentwicklung stammen würden. 
Eine Minderheit Burgherr (svp, AG) wollte allerdings gar nicht erst auf das Geschäft
eintreten und war der Meinung, dass man besser beim bestehenden Förderregime
bleiben solle. Der Bund müsse hier nicht mit dem «Giesskannenprinzip» neue
Subventionen schaffen, die ohnehin in den Aufgabenbereich der Kantone fallen würden
oder auch durch private Initiativen verwirklicht werden könnten. Diesen Argumenten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 2



schloss sich auch Olivier Feller (fdp, VD) im Namen der FDP-Fraktion an. Mit 121 zu 61
Stimmen bei 3 Enthaltungen trat der Nationalrat trotz Widerstands aus den Fraktionen
der SVP und der FDP auf das Geschäft ein. 
In der Detailberatung befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag Badran (sp,
ZH), wonach Darlehen oder A-Fonds-perdu-Beiträge nur dann gesprochen werden
können, wenn die Projekte nachhaltige, klima- und umweltverträgliche Gesichtspunkte
erfüllen. Das Anliegen stiess auch bei der Grünen-Fraktion auf positive Resonanz, da
damit eine nachhaltige Umsetzung der niederschwelligen Infrastrukturangebote in den
Kantonen sichergestellt werden könne, so Kilian Baumann (gp, BE). In der
vorberatenden Kommission war das Anliegen mit 14 zu 10 Stimmen abgelehnt worden,
da es zwar «sympathisch» sei, dieser Grundsatz jedoch im Bundesgesetz über die
Regionalpolitik bereits verankert sei und es deshalb keine zusätzliche Erwähnung
brauche, so Kommissionssprecher Ritter. Mit 98 zu 68 Stimmen bei 1 Enthaltung lehnte
der Nationalrat diesen Zusatz in der Folge auch ab. Die Fraktionen der SP, der Grünen
und der GLP stimmten erfolglos geschlossen zusammen mit drei EVP-Mitgliedern für
den Passus. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Änderung mit 123 zu 62 Stimmen
bei 1 Enthaltung an. Die Opposition stammte dabei wiederum aus den Fraktionen der
SVP und FDP. Das Geschäft ging damit an den Ständerat. 2

Suivant le Conseil national, le Conseil des Etats a voté à l'unanimité en faveur d'une
modification de la loi fédérale sur la politique régionale. L'objectif est d'autoriser la
Confédération à apporter un soutien financier direct aux petits projets
d'infrastructures afin de renforcer le développement économique des régions rurales
et de montagnes.
Au nom de la commission, Stefan Engler (centre, GR) a souligné que le financement des
projets d'infrastructures revêt une importance cruciale pour la nouvelle politique
régionale (NPR) : jusqu'à présent, la Confédération ne pouvait accorder que des prêts
pour ces projets. Toutefois, il est apparu que cet instrument n'était pas adapté pour
soutenir les petits projets d'infrastructures qui ne génèrent que peu ou pas de revenus
immédiats. L'élu centriste a ensuite rappelé que les petites infrastructures profitent à
l'ensemble de l'économie régionale lorsqu'elles peuvent être exploitées à des fins
commerciales par d'autres acteurs économiques. Prenant l'exemple de pistes VTT dans
le Jura neuchâtelois, il a souligné que ces itinéraires contribuent de manière
significative au développement de la région touristique en générant une valeur ajoutée
importante.
Le conseiller fédéral Guy Parmelin a également rappelé que le montant de la
contribution de la Confédération serait plafonné à 50'000 CHF par projet. Le vaudois a
ajouté que la révision de la loi n'aurait pas d'incidence financière pour la
Confédération, et qu'aucune augmentation de sa contribution annuelle au Fonds de
développement régional (FDR) ne serait nécessaire.
Lors du vote final, la chambre haute a approuvé à l'unanimité la modification de la loi
fédérale sur la politique régionale. 3
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1) BBl 2023 664; Bericht Vernehmlassung WBF vom November 2022
2) AB NR, 2023, S. 1229 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 4.4.23
3) BO CE, 2023, p. 1027; BO CE, 2023, p. 765 s.; Communiqué de presse CER-CE du 20.06.2023
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